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Zur Beendigung aussichtsloser Verfahren 
EINE UNTERSUCHUNG AUFGRUND DER JUDIKATUR DES 
DIÖZESANGERICHTES WIEN SEIT INKRAFTTRETEN DES C I C 1 
Von Karl-Theodor G e r i n g e r , Wien 
Nicht selten werden an kirchlichen Gerichten Ehenichtigkeits­
prozesse geführt, deren negativer Ausgang schon nach der Parteien­
vernehmung vorausgesagt werden kann. Sie binden Arbeitskraft 
und Zeit der Richter und der anderen Gerichtsfunktionäre, was zu­
mindest zur Folge hat, daß die aussichtsreicheren Verfahren mit 
Zeitverlust erledigt werden. Es ist daher nicht erstaunlich, daß im­
mer wieder nach Wegen gesucht wurde, aussichtslose Prozesse vor­
zeitig zu beenden. 
1. Einstellung durch richterliche Verfügung 
Das kanonische Prozeßrecht enthält keine spezielle Norm, die 
es dem Richter ermöglicht, solche Verfahren von Amts wegen ein­
zustellen 2. Da beim Wiener Diözesangericht der Prozeßanfall auf­
grund des österreichischen Konkordates 1934 sprunghaft angestie­
gen is t 3 , wurde schon damals erwogen, in Rom eine Handhabe zur 
Niederschlagung aussichtsloser Verfahren zu erwirken 4 . Einen ähn­
lichen Beschluß hat 20 Jahre später die Konferenz der österreichi-
1 Die vorliegenden Überlegungen hat der Verfasser bereits in einem Re­
ferat der Bonner Offizialen-Tagung im März 1979 vorgelegt. 
2 Auch im Entwurf des neuen Prozeßrechtes ist eine derartige Norm nicht 
vorgesehen. 
3 Nach Konkordat Art. VII § 4 hatten die Urteile kirchlicher Gerichte auch 
im staatlichen Bereich Rechtswirksamkeit (AAS 26, 1934, 258). — Vgl. J . H o l l n -
s t e i n e r , Das Konkordat in seiner kirchen- und staatsrechtlichen Bedeutung 
unter besonderer Berücksichtigung der eherechtlichen Bestimmungen, Wien 1934, 
33—37. 
Zur Illustration: etwa 25% aller Klagen, die in der Zeit vom Inkrafttreten 
des CIC (1918) bis Ende 1978 beim Wiener Gericht eingereicht worden sind, fal­
len in die Konkordatszeit (1934—1938). 
4 Protokoll der Offizialatskonferenz v. 19. 4. 1934, p. 4. — 
Ob diesbezügliche Bemühungen unternommen worden sind, ist nicht fest­
stellbar. Die EPO 1936 enthält jedenfalls eine solche Norm nicht. 
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sehen Diözesangerichte gefaßt 5 , der jedoch nicht ausgeführt worden 
sein dürf te 6 . 
Obwohl man sich aber im Jahre 1934 bewußt war, daß es für 
eine Verfahrenseinstellung durch den Richter keine Rechtsgrund­
lage gibt, hat man sich vier Jahre später doch dazu verstanden, auf 
diese Weise vorzugehen 7. Die ÖGK 1954 hat auch die Möglichkeit 
einer Einstellung durch Dekret kurz diskutiert, hat diese Vorgangs­
weise aber mit Recht abgelehnt, da darin ein attentatum im Sinne 
von c. 1854 gesehen werden könnte. 
Tatsächlich ist eine vorzeitige Beendigung des Rechtszuges 
nach c. 1732 nur möglich, wenn nach c. 1736 die Instanz verfällt 
oder die Klage nach c. 1740 zurückgezogen wird. Eine Einstellung 
des Verfahrens durch richterliche Verfügung wäre daher ein rechts­
widriger Prozeßeingriff, durch den gegen den Willen der Parteien 
und zu ihrem Nachteil eine neue Situation geschaffen würde. Solch 
ein Prozeßeingriff ist nach c. 1855 § 1 nichtig. Diese Rechts Wirkung 
tr i t t von selbst ein; damit aber der daraus entstehende Nachteil be­
seitigt werden kann, muß die Nichtigkeit geltend gemacht (c. 1855 
§ 2) und durch Dekret festgestellt werden (c. 1856 § 2). 
Denkbar wäre daher, daß sich das Gericht auf die Rechtsunkennt­
nis der Parteien verläßt und damit rechnet, daß keine Nichtigkeits­
klage eingebracht wird. Ist man allerdings der Meinung, „daß eine 
geordnete Rechtsprechung nicht von der Hoffnung leben kann, daß 
5 Protokoll der österreichischen Gerichtskonferenz ( = ÖGK) v. 11. 10. 
1954r Tagesordnungspunkt (= TOP) VII/2. 
6 Im Bericht des Wiener Gerichtes an die ÖGK 1955 wird erwähnt, daß 
nicht bekannt sei, ob schon Schritte zur Novellierung der EPO unternommen 
worden seien; gegebenenfalls solle die Bischofskonferenz noch einmal gebeten 
werden, in Rom vorstellig zu werden. Und auf der ÖGK 1964 wurde der den 
Vorsitz führende Erzbischof persönlich um eine diesbezügliche Initiative ersucht 
(Protokoll p. 3). über weitere Schritte ist nichts bekannt. — 
In einem Wiener Urteil (Akt A-4017) v. 15. 4. 1955 heißt es: „Schon auf­
grund der klaren Aussage der Klägerin mußte die Hoffnung auf ein positives 
Urteil schwinden. Da der Gerichtshof aufgrund des bestehenden Rechtes nicht 
befugt ist, die Einstellung des Prozesses einseitig zu verfügen, mußte dieser Pro<-
zeß leider bis zum bitteren Ende geführt werden." 
7 Akt 3199, Dekret v. 9. 6. 1938. — 
In einer anderen Causa (Akt 3781) wurde nach der Parteienvernehmun<g 
mit Dekret v. 30. 5. 1947 beschlossen, den Akt dem Amtsanwalt abzutreten, d<a 
der Verdacht bestehe, daß die Klägerin einen Vorbehalt nach c. 1086 § 2 gesetz.t 
habe und dieser Klagegrund möglicherweise erfolgreich geltend gemacht werdem 
könnte, während die ursprüngliche Klage wegen c. 1087 § 1 aussichtslos sei. Inn 
Urteil v. 1. 3. 1950 wurde bloß über c. 1086 § 2 entschieden, obwohl die Klagte 
wegen c. 1087 § 1 niemals zurückgezogen worden ist. 
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die Parteien ihre Rechte nicht wahrnehmen" 8, muß man die Nichtig­
keitssanktion ernst nehmen und auf diese Vorgangsweise verzich­
ten. Außerdem könnte sich eine solche Hoffnung auch als trügerisch 
erweisen, da heute den Menschen, auch wenn sie von der konkre­
ten Möglichkeit einer Nichtigkeitsklage nichts wissen, zumindest 
bekannt ist, daß man einen richterlichen Entscheid bekämpfen kann. 
Schon aus diesem Grund ist die einseitige Prozeßeinstellung durdh 
den Richter nicht praktikabel, selbst wenn einmal vergessen wer­
den sollte, daß gerade der Richter an das Gesetz gebunden ist. 
2. Erledigung durch Untätigkeit des Gerichtes 
Lange Zeit — bis 1953 — hat man eine mögliche Lösung unse­
res Problems darin gesehen, die aussichtslosen Prozesse einfach lie­
gen zu lassen. Wenn die Parteien sich nach einiger Zeit nach dem 
Stand des Verfahrens erkundigten, wurde ihnen formlos mitgeteilt, 
daß der Ak t wegen Aussichtslosigkeit abgelegt worden sei 9 . Manch­
mal wurde die Klage daraufhin förmlich zurückgezogen 1 0 ; in ande­
ren Fällen haben die Parteien gar nicht erst urgiert, sondern von 
sich aus auf die Weiterführung des Prozesses verzichtet, wenn sie 
allzu lange keine Nachricht seitens des Gerichtes erhalten haben 1 1. 
Haben die Parteien jedoch nicht urgiert, wurde nach Ablauf von 
zwei Jahren Instanzenverfall nach c. 1736 durch Dekret festgestellt, 
was damit begründet wurde, daß die Parteien keine Prozeßschritte 
gesetzt haben 1 2. 
Auch die ÖGK 1954 hat diese Möglichkeit, aussichtslose Verfah­
ren der von selbst eintretenden Erledigung zuzuführen, ernsthaft 
diskutiert. Daß sie schließlich abgelehnt wurde, ist aber keineswegs 
auf rechtliche Bedenken zurückzuführen; man war vielmehr deshalb 
dagegen, weil der Eintritt des Instanzenverfalls „nicht im Belieben 
des Richters" liege 1 3 . 
Daß die beschriebene Vorgangsweise nicht gesetzeskonform 
ist, ist evident. Die Untätigkeit des Gerichtes kommt einer Rechts-
8 K.-Th. G e r i n g e r , Die freie Beweiswürdigung im Kollegialgericht: Con-
vivium utriusque iuris. Alexander Dordett zum 60. Geburtstag. Hrsg. v. A. 
Scheuermann u. a., Wien 1976, 293. 
9 Akt 475, Aktenvermerk v. 15. 7. 1920; Akt 3793, Brief v. 3. 11. 1950. 
1 0 Akt 3825, Rückziehung v. 1. 7. 1949; Akt 3870, Rückziehung v. 10. 6. 1950. 
1 1 Akt 2681, Rückziehung v. 17. 6. 1938; Akt 3870, Rückziehung v. 10. 3. 1953. 
1 2 Akt 1590, Dekret v. 26. 3. 1931; Akt 1700, Dekret v. 28. 1. 1931; Akt 3814, 
Dekret v. 18. 2. 1950. 
1 3 ÖGK 11. 10. 1954, TOP VII. 
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Verweigerung gleich, die nach c. 1625 § 1 sogar strafbar is t 1 4 . V)r 
allem aber ist zu beachten, daß der Rechtszug nach c. 1736 nur dam 
erlischt, wenn tatsächlich die Parteien untätig sind. Sobald sie ater 
ihre Beweisanträge gestellt haben, sind nicht mehr sie am Zig, 
sondern das Gericht. Es wäre nicht im Sinne des Gesetzes, wein 
man von den Parteien erwarten wollte, daß sie ihre Beweisanträge 
im Zwei-Jahres-Abstand immer wieder neu einbringen, nur dan.it 
die Instanz nicht verfällt. Die diesbezügliche Frist beginnt erst dam 
zu laufen, wenn die Parteien eine Prozeßhandlung setzen m ü ß t e n 5 , 
dies aber nicht tun. Wenn dagegen das Gericht untätig bleibt, kam 
man dies nicht den Parteien anlasten. Da es eine Beschwerdepflicit 
nicht gibt, kann der Nichtgebrauch des Beschwerderechtes nicht als 
Unterlassung eines notwendigen Prozeßschrittes angesehen wer­
den. Der Verlust des Rechtszuges wäre eine arge Strafe für Men­
schen, die nichts anderes tun als der kirchlichen Rechtsprechung 2u 
vertrauen. 
Da die Untätigkeit des Gerichts rechtswidrig ist und der Rechts­
zug auf diese Weise gar nicht zum Erlöschen gebracht werden kam, 
ist diese Vorgangsweise auch nicht praktikabel, zumal man sich 
wirklich nicht darauf verlassen kann, daß die Parteien zwei Jahie 
hindurch keine Erkundigungen über den Stand ihres Verfahrens 
einziehen. 
3. Aufforderung zur Klagerückziehung 
Verhältnismäßig problemlos ist eine Zurückziehung der Klage 
zu erreichen, wenn diese vom Promotor Iustitiae erhoben worden 
ist. Besonders seit 1965 hat sich beim Wiener Diözesangericht die 
Übung entwickelt, in aussichtslosen Fällen den Amtsanwalt aus­
drücklich zu fragen, ob er die Klage unter den gegebenen Umstän­
den aufrecht erhalten w i l l ; in aller Regel wird sie dann zurückge­
zogen 1 β. Nur wenn bloß zwei oder drei Zeugen genannt sind, ver-
1 4 Vgl. auch E. E i c h m a n n - K . M ö r s d o r f , Lehrbuch des Kirchenrechts 
auf Grund des Codex Iuris Canonici, Bd. 3, Paderborn 101959, 77. 
1 5 Darunter kann man durchaus auch die Antwort auf ein Schreiben des 
Gerichtes verstehen. 
1 6 Akt 4696, Rückziehung v. 12. 2. 1965; Akt 4803, v. 18. 2. 1966; Akt 4833, 
v. 3. 2. 1967; Akt 5000, v. 10. 6. 1969; Akt 5150, v. 16. 10. 1971; Akt 5169, v. 27. 1. 
1972; Akt 5188, v. 28. 5. 1973; Akt 5231, v. 12, 12. 1973; Akt 5299, v. 21. 3. 1974; 
Akt 5244, v. 2. 8. 1974; Akt 5401, v. 5. 5. 1976; aber auch schon Akt 2486, v. 
28. 11. 1939. 
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langt der Promotor mitunter, daß diese noch vernommen werden 
sollen, und zieht die Klage erst dann zurück 1 7 ; auch in diesem Fall 
ist die Arbeits- und Zeitersparnis für das Gericht beachtlich, da sich 
die discussio, die Erstellung der Vota sowie die Urteilsfällung und 
-ausarbeitung erübrigen. 
Schon seit 1931 wird auch den Privatparteien, zunächst noch 
vereinzelt, die Klagerückziehung empfohlen, wobei das Gericht 
aber nur ganz allgemein auf die geringe Erfolgsaussicht hingewie­
sen hat 1 8 ; Akteneinsicht wurde den Parteien nicht gewährt. Haben 
die Parteien auf dieses Schreiben des Gerichtes nicht reagiert, wur­
de die Zwei-Jahres-Frist abgewartet, und dann der Akt als causa 
deserta abgelegt1 9. Daß der Anwalt zur Klagerückziehung ohne 
Spezialmandat nicht ermächtigt ist (c. 1662), wurde nicht immer klar 
gesehen 2 0. 
Die ÖGK 1954 befaßt sich auch mit dieser Möglichkeit, aussichts­
lose Verfahren vorzeitig zu beenden. Man erkennt auch, daß die 
sachlich notwendige Voraussetzung dafür, daß den Parteien die 
Klagerückziehung empfohlen wird, die Möglichkeit zur Aktenein­
sicht wäre. Und gerade dagegen werden Bedenken geäußert. In 
rechtlicher Hinsicht wird die Meinung vertreten, daß die publicatio 
erst nach Abschluß der Zeugenvernehmungen bzw. der gesamten 
Beweiserhebung erfolgen könne; in praktischer Hinsicht wi rd die 
Befürchtung geäußert, daß, wenn die Parteien die Klage doch nicht 
zurückziehen, sie die Möglichkeit hätten, aufgrund der durch die 
Akteneinsicht gewonnenen Erkenntnisse die Zeugen zu beeinflus­
sen. Für eine akzeptable Lösung hielt man dagegen, dem Anwalt, 
wenn er verläßlich ist, Akteneinsicht zu gewähren, so daß er den 
Parteien zur Klagerückziehung raten könnte. Sollten sich die Par­
teien weigern, die Klage zurückzuziehen, könnte ihnen gegebenen­
falls das Armenrecht entzogen werden, und die noch ausstehenden 
1 7 Akt 4942, Antrag auf Vernehmung v. 28. 6. 1968, Rückziehung v. 29. 10. 
1968. 
1 8 Akt 1870, Schreiben v. 19. 2. 1931; Akt 1576, v. 26. 11. 1931; Akt 2368, 
v. 17. 1. 1936; Akt 3735, v. 24. 10. 1945; Akt 3799, v. 19. 8. 1949; Akt 4110, v. 
21. 9. 1956; Akt 4201, v. 5. 6. 1957; Akt 4693, v. 22. 9. 1965. 
1 9 Akt 2635, Dekret v. 28. 1. 1939; Akt 4236, 31. 1. 1963. — Vgl. FN 15. 
2 0 Akt 3679: Obwohl der Anwalt lediglich beantragt hat, der klagenden 
Partei möge die Rückziehung nahegelegt werden (16. 9. 1948), hat das Richter­
kollegium sofort die Einstellung des Verfahrens beschlossen und sich dabei auf 
den genannten Antrag berufen (20. 9. 1948); der Gegenpartei wurde keine Wider-
spruchsmöglichkeit (c. 1740 § 2) geboten. 
Akt 4236: Nach der Klagerückziehung durch den Anwalt (9. 6. 1959), wird 
die klagende Partei gefragt, ob dies ihrem Willen entspreche (10. 6. 1959). 
Ebenso Akt 5202, Rückziehung v. 19. 6. 1972, Anfrage v. 27. 6. 1972. 
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Einvernahmen wären sehr summarisch durchzuführen, um so zu 
einem raschen Abschluß zu kommen 2 1 . 
Seither ist man in Wien so verfahren 2 2. Wenn schon nach der 
Parteienvernehmung die Aussichtslosigkeit des Verfahrens abzuse­
hen ist, wird der Ak t dem Anwalt zur Verfügung gestellt. Im Laufe 
der Zeit hat sich dabei naturgemäß ergeben, daß auch die Parteien 
selbst beim Anwalt in die Akten Einsicht nehmen; tatsächlich ist 
auch nicht zu sehen, wie sie auf andere Weise von der Sinnlosig­
keit einer Fortsetzung des Prozesses überzeugt werden sollten. Hat 
der Anwalt keinen Erfolg, muß das Verfahren selbstverständlich 
weitergeführt werden 2 3; reagiert sein Mandant auf seine Einladung 
zur Vorsprache nicht, wird die Partei vom Gericht aufgefordert, sich 
zu melden, und mit diesem Schreiben bzw. mit dem Datum der Zu­
stellung 2 4 beginnt die Frist für den Instanzenverfall zu laufen 2 5. 
Die Empfehlung einer Klagerückziehung ist rechtlich völlig un­
bedenklich. Zu beachten ist freilich, daß das Wirksamwerden der 
Klagerückziehung an einige Voraussetzungen gebunden ist. 
Zurückgezogen kann eine Klage selbstverständlich nur von 
jener Partei werden, die die Klage erhoben hat; also nicht von der 
pars conventa 2 e , aber auch nicht von einer pars denuntians 2 7. Der 
Anwalt bzw. Prokurator bedarf zur Klagerückziehung nach c. 1662 
eines Spezialmandates. 
2 1 ÖGK 11. 10. 1954, TOP VII/1. 
2 2 Der Bericht des Wiener Diözesangerichtes zur ÖGK 1955 weist darauf 
hin, daß diese Methode bereits einige Male mit Erfolg praktiziert worden sei. 
Aus den Prozeßakten läßt sich bis 1961 nicht feststellen, daß dem Anwalt Akten­
einsicht gewährt worden ist; vermutlich ist man dabei zunächst sehr formlos 
vorgegangen. Erst seit 1961 enthalten die Akten förmliche Dekrete, daß der Akt 
dem Anwalt zu publizieren sei: Akt 4453, Dekret v. 10. 5. 1961; Akt 4465, v. 18. 6. 
1963; Akt 4548, v. 21. 1. 1964; Akt 4675, v. 27. 5. 1964; Akt 4713, v. 13. 1. 196.5; 
Akt 4831, v. 17. 2. 1967; Akt 4889, v. 31. 1. 1968; Akt 4972, v. 22. 1. 1969; A M 
5007, v. 9. 1. 1970; Akt 5154, v. 1. 2. 1972; Akt 5288, v. 21. 2. 1974; Akt 53319, 
v. 20. 3. 1975; Akt 5417, v. 2, 6. 1976, Akt 5473, v. 18. 2. 1977; Akt 5543, v. 14. 2. 
1978 u. v. a. 
2 3 Akt 4453, Stellungnahme v. 18. 5. 1961 u. a. 
2 4 Solche Schreiben des Gerichtes werden stets mit Rückschein aufgegeben, 
sodaß eine Empfangsbestätigung bei den Akten liegt. 
2 5 Akt 4630, Dekret bezüglich Instanzenverfall v. 22. 3. 1966; Akt 5315, 
v. 7. 10. 1974; Akt 5307, v. 7. 10. 1976; Akt 5391, v. 28. 4. 1978; Akt 5424, v. 26. 6. 
1978; Akt 5496 (Rechtszug wird am 5. 9. 1979 erlöschen). 
2 6 Kurioserweise hat das Gericht einmal auch eine Gegenpartei zur Klagte-
rückziehung aufgefordert, da die Klägerin nicht auffindbar gewesen ist (Alkt 
3708, Schreiben v. 1. 4. 1952). 
2 7 Wer die Nichtigkeit der Ehe direkt und schuldhaft verursacht hat, htat 
nach Art. 37 § 1 EPO kein Klagerecht, kann aber die Ungültigkeit der Ehe anzei­
gen (§ 4). Unter bestimmten Voraussetzungen kann dann der Promotor Iustitiaie 
Klage erheben (Art. 38 f. EPO). 
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Wirksam wird eine Klagerückziehung außerdem nur dann, wenn 
die Gegenpartei nicht widerspricht 2 8; sie muß daher von der Klage-
rückziehung verständigt werden (c. 1740 § 2), und zweckmäßiger­
weise sollte ihr eine Frist gesetzt werden, innerhalb welcher sie 
Widerspruch erheben kann 2 9 . 
Was die Akteneinsicht nach der Parteienvernehmung betrifft, 
sind rechtliche Bedenken nicht angebracht. Denn nach c. 1782 § 1 
kann nach Beendigung der Zeugenvernehmungen Akteneinsicht ge­
währt werden; nach c. 1858 muß nach Abschluß der gesamten Be­
weiserhebung die Möglichkeit zur Einsicht in alle bis dahin gehei­
men Aktenstücke geboten werden. Daß Akteneinsicht zu einem 
früheren Zeitpunkt, also etwa nach der Parteienvernehmung, ver­
boten wäre, steht nicht im Gesetz. Aus der Natur der Sache läßt 
sich ein derartiges Verbot ebenfalls nicht herleiten. 
Was die praktische Durchführung betrifft, ist das Wiener Ge­
richt in der besonders günstigen Lage, daß kaum ein Prozeß ohne 
Anwalt geführt wird; die Anwälte beziehen außerdem von der Erz­
diözese ein festes Gehalt 3 0, sodaß sie kein persönliches Interesse 
haben, möglichst viele Prozesse durch möglichst viele Instanzen zu 
führen 8 1 . Da der Anwalt die Beratung der Parteien durchführt, müs­
sen die Mitglieder des Gerichtes selbst sich nicht der Gefahr einer 
Befangenheitseinrede aussetzen. Denn auch wenn man den Parteien 
Akteneinsicht gewährt, muß ihnen ja jemand erklären, warum die 
Sache aussichtslos ist. Wenn der Kläger den Prozeß unbedingt fort­
setzen wi l l , müßte fast zwangsläufig in ihm der Verdacht entste­
hen, daß zumindest jener Richter, der ihm konkret sagt, daß ein 
positives Urteil nicht zu erwarten sei, allen künftigen Beweisergeb­
nissen gegenüber voreingenommen ist. Konsequenterweise müßte 
2 8 Vgl. G e r i n g e r , Das Recht auf Verteidigung im kanonischen Prozeß. 
(Wiener Beiträge zur Theologie 50), Wien 1976, 80 f. 
2 9 Die Klagerückziehung muß überdies durch Gerichtsbeschluß angenommen 
werden. 
3 0 Vgl. G e r i n g e r , Verteidigungsrecht (FN 28) 115. — Diese in Wien seit 
Jahrzehnten geübte Praxis wird im Prozeßrecht des neuen Kodex rezipiert wer­
den; Schema canonum de modo procedendi pro tutela kirium seoi de proces-sibus, 
Vatikan 1976, c. 101 (novus): „In unoquoque tribunali, quatenus fieri possit, 
stabiles patroni constituantur, ab ipso tribunali Stipendium recipientes, qui mu-
nus advocati vel procuratoris in causis praesertim matrimonialibus pro partibus 
quae eos seligere malint, exerceant, secundum normas lege particulari statuen-
das." 
3 1 Ob man von einem Anwalt, dessen Einkommen auch von der Zahl der 
Prozesse abhängt, soviel Uneigennützigkeit erwarten darf, zu einer Klagerück­
ziehung zu raten, soll hier nicht untersucht werden. 
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er eine Befangenheitseinrede einbringen (c. 1628 § 2), der wohl auch 
stattgegeben werden müßte, damit auch der Anschein der Partei­
lichkeit vermieden w i r d 3 2 . Dieses Problem stellt sich überall dort, 
wo die Klagerückziehung den Parteien unmittelbar vom Gericht 
angeraten wird. 
Die Befürchtung, der Kläger könnte, wenn ihm die Aussagen 
der Gegenpartei bekanntgegeben werden, Zeugen beeinflussen, be­
steht wohl nur zu einem geringen Teil zu Recht. Man muß ja davon 
ausgehen, daß eine Klagerückziehung nur dann nahegelegt wird, 
wenn schon die Parteienaussagen zu einer ungünstigen Prognose 
führen; an diesen Aussagen könnten auch Zeugen, die noch so sach­
kundig präpariert wären, nichts ändern. Wenn etwa die Parteien 
übereinstimmend erklären, der in der Klage geltend gemachte Vor­
behalt sei erst nach der Eheschließung gesetzt worden, ist es für 
die Wahrheitsfindung unschädlich, wenn noch so viele Zeugen einen 
vorehelichen Vorbehalt behaupten; das müssen die Parteien bes­
ser wissen. Oder wenn die Parteien sagen, sie hät ten mit den Zeu­
gen über ihre vorehelichen Absichten nie gesprochen, können auch 
die Zeugen solches nicht behaupten; tun sie es doch, entsteht von 
vornherein ein erhebliches Glaubwürdigkeitsdefizit. 
Eher zu befürchten ist eine Zeugenbeeinflussung, wenn die 
Klagerückziehung deshalb nahegelegt wird, wei l die klagende Par­
tei nur vage Aussagen machen kann und die Gegenpartei die Kla­
gebehauptung vehement bestreitet. In diesem Fall kann nicht grund­
sätzlich ausgeschlossen werden, daß die Zeugen die Gegenpartei 
widerlegen könnten, weil sie vielleicht über ein präziseres Wissen 
verfügen als der Kläger. Wenn diese Möglichkeit besteht, sollte 
aber die Klagerückziehung gar nicht empfohlen werden. Nur wenn 
aufgrund konkreter Umstände erwartet werden kann, daß die Zeu­
gen nicht mehr wissen als die klagende Partei, wäre ein solcher 
Rat s innvol l w . Eine Beeinflussung von Zeugen, die nichts wissen 
können, wäre keine Gefahr. 
Und im übrigen sollte man das Mißtrauen gegenüber Parteien 
und Zeugen nicht so weit treiben, daß daraus eine Maxime richter­
licher Beweiswürdigung wird. Gewiß, Zeugenbeeinflussungen kom­
men vor, aber doch nur in Ausnahmefällen. Abgesehen davon, d a ß 
3 2 Zur Befangenheit vgl. G e r i n g e r , Verteidigungsrede (FN 28) 42—4,'5. 
3 3 Dies wäre etwa dann der Fall, wenn die Zeugen ihr Wissen vom Kläger 
bezogen haben und die Gegenpartei nur oberflächlich oder überhaupt nicht kern­
ten. 
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Parteien und Zeugen unter Eid stehen, muß man doch auch beden­
ken, daß die wahrheitswidrige Gestaltung eines kirchlichen Ehe­
nichtigkeitsprozesses, besonders wenn die Aussagen der Parteien 
schon vorliegen, ein so hohes Maß an Sachkenntnis und Geschick­
lichkeit voraussetzt, daß damit wirklich nicht gerechnet werden 
muß. 
Der Rat zur Klagerückziehung in Verbindung mit der Akten­
einsicht ist daher eine in rechtlicher und praktischer Hinsicht taug­
liche Methode, aussichtslose Verfahren zu beenden. Allerdings ist 
das Gericht dabei auf das Verständnis und die Bereitschaft der Par­
teien angewiesen. Wenn sie die Klage nicht zurückziehen wollen, 
ist das Gericht machtlos und muß den Prozeß fortsetzen, wenn nicht 
eine Möglichkeit gefunden wird, solche Prozesse auch gegen den 
Willen der Parteien vorzeitig zu beenden. 
4. Feststellung der Nichtigkeit des Klageannahmebeschlusses 
Solch eine Möglichkeit hat das Diözesangericht erstmals im 
Jahre 1965 entdeckt, und zwar in Gestalt des c. 104 aus dem Per­
sonenrecht. Diese Norm besagt, daß ein substantieller Irrtum einen 
Rechtsakt nicht gültig Zustandekommen läßt. Die weitere Über­
legung war, daß der Beschluß über die Annahme der Klage­
schrift (c. 1709 § 1), der ja ein Rechtsakt ist, ungültig ist, wenn das 
Richterkollegium hinsichtlich einer wesentlichen Voraussetzung für 
die Klageannahme geirrt hat. Wenn aber dieser Beschluß nichtig 
ist, bedeutet das, daß die Klage noch nicht angenommen ist; die 
Entscheidung über Annahme oder Abweisung der Klage steht also 
noch aus. Daher kann der Senat — jetzt auch aufgrund der Erkennt­
nisse, die er aus der Parteienvernehmung gewonnen hat — die Kla­
ge abweisen 5 4. 
Diese Rechtsauffassung wurde zunächst auch von der Rekurs­
instanz akzeptiert 8 5; schließlich hat aber das Rekursgericht die Be­
rechtigung, c. 104 auf Gerichtsbeschlüsse anzuwenden, prinzipiell 
3 4 Zwischen 1965 und 1975 wurden acht Verfahren auf diese Weise erle­
digt: Akt 4712, Dekret v. 9. 2. 1965; Akt 4879, v. 19. 12. 1967; Akt 4906, v. 19. 12. 
1967; Akt 4908, v. 27. 3. 1968; Akt 4920, v. 5. 9. 1968; Akt 5144, v. 13. 5. 1971; 
Akt 5388, v. 7. 11. 1975; Akt 5389, v. 5. 11. 1975. 
3 5 Gegen das Dekret v. 5. 9. 1968 (Akt 4920) wurde Rekurs eingelegt, der 
jedoch vom Rekursgericht am 20. 11. 1968 abgewiesen wurde. 
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bestritten s e . Der wesentliche Einwand 8 7 ging dahin, „daß sich mit 
c. 104 CIC nur ein Rechtsgeschäft anfechten (contractus, nego-
tia . . .), nicht aber ein Prozeß einstellen läßt". Diesem Argument 
liegen jedoch zwei Mißverständnisse zugrunde. 
Zunächst berücksichtigt es nur jene Teilnorm des c. 104, der 
von der „Anfechtbarkeit" auf Irrtum beruhender Rechtsgeschäfte 
spricht; übersehen wird die erste Teilnorm, die bei wesentlichem 
Irrtum eine von selbst eintretende Nichtigkeit statuiert, die einer 
Anfechtung nicht bedarf. Auf unser Problem übertragen heißt das: 
Mi t c. 104 wird ein Prozeß nicht eingestellt; unmittelbar wi rd auf­
grund dieser Norm lediglich ex offo festgestellt, daß ein bestimm­
ter Prozeßakt nichtig ist. Daß diese Feststellung Konsequenzen hat, 
ist eine andere Frage, die mit c. 104 nur mittelbar zu tun hat. Von 
einer Piozeßeinstellung kann daher keine Rede sein, da das Verfah­
ren noch gar nicht gültig begonnen hat. 
Das zweite Mißverständnis liegt darin, daß die Vokabel „actus" 
mit „Rechtsgeschäft" ausschließlich im Sinne von „contractus, nego-
tia" übersetzt wird. W ä r e dieses Verständnis von „actus" richtig, 
könnte c. 104 tatsächlich auf Gerichtsbeschlüsse nicht angewandt 
werden. Die Frage ist aber, ob diese Übersetzung stimmt. 
Wenn man nämlich den Sachzusammenhang beachtet, ist fest­
zustellen, daß die cc. 103 und 104 ganz allgemein vom fehlerhaften 
rechtsgeschäftlichen Handeln sprechen. Diese Kanones stehen nicht 
etwa im Vertrags- oder Vermögensrecht, sondern im allgemeinen 
Teil des Personenrechts. Nichts berechtigt uns dazu, ihre Geltung 
auf bestimmte Arten des rechtsgeschäftlichen Handelns einzuschrän­
ken. Dazu kommt, daß der Ausdruck „actus" im CIC auch für Rechts-
3 6 Salzburg 33/75 v. 5. 12. 1975 hat dem Rekurs des Klägers gegen Akt 
5389, Dekret v. 5. 11. 1975, stattgegeben. 
3 7 Die anderen Einwände gingen am eigentlichen Problem vorbei. Wenn 
nämlich gesagt wird, daß der Rechtszug, der mit der litis contestatio beginne 
(c. 1732), nur auf dieselbe Weise beendet werden könne wie der Prozeß selbst, 
nämlich durch Urteil, Vergleich usw.; daß eine vorzeitige Beendigung des Rechts­
zuges nur bei Instanzenverfall (c. 1736) oder Klageverzicht (c. 1740) möglich sei; 
und daß der Grundsatz „lite pendente nihil innovetur" (c. 1725, 5°) beachtet 
werden müsse, so ist dagegen an sich nichts zu sagen. Verkannt wird dabei 
aber, daß diese Argumentation von der Voraussetzung ausgeht, daß der Rechts-
zug tatsächlich begonnen hat. Wenn aber der Beschluß über die Annahme der 
Klageschrift aufgrund von c. 104 nichtig ist — und das ist die Grundaussage 
des Wiener Dekretes! —, dann sind auch alle von diesem Beschluß abhängigen 
Prozeßakte, wie etwa die litis contestatio, nach c. 1680 § 2 ungültig. Der Rechts­
zug hätte dann noch gar nicht begonnen und könnte daher auch nicht „vorzeitig" 
beendet werden. Die Abweisung der Klage erfolgte auch nicht „nachträglich"; 
vielmehr würde ein ungültiger Beschluß durch einen gültigen ersetzt. Die Klag>e-
abweisung wäre in diesem Fall der erste gültige Prozeßakt. 
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akte verwendet wird, die eindeutig Amtshandlungen sind 3 8 , auch 
für Prozeßhandlungen 3 9 . Es ist daher nicht einzusehen, warum aus­
gerechnet in c. 104 Prozeßhandlungen vom actus-Begriff ausgenom­
men sein sollen. Vor allem aber machen schon Wortlaut und Auf­
bau dieses Kanons deutlich, daß „actus" ganz sicher nicht bloß „con­
tractus, negotia" meint, denn hinsichtlich der Verträge enthält der 
dritte Teilsatz dieser Norm eine spezielle Ausnahmebestimmung, 
die von den beiden anderen Teilsätzen deutlich abgehoben is t 4 0 . 
Der Kanon ist völlig klar aufgebaut: 
1. Teilsatz: Wesentlicher Irrtum bewirkt die Nichtigkeit des actus; 
2. Teilsatz: ist der Irrtum nicht wesentlich, dann ist der actus gül­
t i g 4 1 ; 
3. Teilsatz: wenn es sich bei diesem actus um einen Vertrag han­
delt, dann kann der unwesentliche Irrtum, obwohl und 
weil der Vertrag an sich gültig ist, Grundlage einer An­
fechtungsklage sein 4 2. 
Dem Tatbestand des ersten und zweiten Teilsatzes ist demnach 
der actus-Begriff gemeinsam; der Unterschied liegt in der Qualität 
des Irrtums. Dem Tatbestand des zweiten und dritten Teilsatzes ist 
die Qualität des Irrtums gemeinsam; der Unterschied liegt darin, 
daß im dritten Teilsatz für eine ganz bestimmte actus-Art eine Son­
derregelung getroffen wird. Die Tatbestände des ersten und drit­
ten Teilsatzes haben überhaupt nichts gemeinsam. Daraus folgt 
aber, daß der Begriff „actus" umfassender ist als der Begriff „con­
tractus"; der Vertrag ist nur eine Rechtshandlung, die in dieser 
Norm besonders berücksichtigt wird. Aber die Grund- und Regel­
aussage bezieht sich auf alle Rechtshandlungen; und daß ein Ge­
richtsbeschluß eine Rechtshandlung ist, wird man wohl kaum be­
streiten können. Daher steht auch außer Zweifel, daß c. 104 grund­
sätzlich auf Gerichtsbeschlüsse anwendbar ist. 
Weitaus schwieriger ist jedoch die Frage zu beantworten, wann 
man sagen kann, daß die Annahme der Klageschrift auf einen we-
3 8 R. Κ ö s 11 e r, Wörterbuch zum Codex Iuris Canonici, München 1927, 22 f. 
3 9 K. M ö r s d o r f , Die Rechtssprache des Codex Iuris Canonici. Eine kri­
tische Untersuchung, Paderborn 21967, 313. 
4 0 Vgl. G. G r a f , Die leges irritantes und inhabilitantes im Codex Iuris 
Canonici, Paderborn 1936, 106. 
4 1 Mit Ausnahme jener Rechtshandlungen, für die das Recht auch bei unwe­
sentlichem Irrtum die Nichtigkeit vorsieht, wie es ζ. B. in c. 1083 § 2, 2° ge­
schieht. 
4 2 Vgl. K. M ö r s d o r f , Lehrbuch des Kirchenrechts auf Grund des Codex 
Iuris Canonici, Bd. 1, München n1964, 227. 
sentlichen Irrtum zurückzuführen ist. Es ist ja nicht zu übersehen, 
daß die Anforderungen an den materiellen Inhalt der Klageschrift 
äußerst gering sind. Nach Art . 57,2° EPO muß die Klageschrift den 
konkreten Rechtsgrund angeben, und n. 3 verlangt eine ganz all­
gemein gehaltene Sachverhaltsdarstellung, aus der lediglich her­
vorgehen muß, daß die Klage nicht mutwill ig erhoben wird. Mehr 
darf auch der Richter nicht verlangen. Dieses Minimum ist vermut­
lich nicht leicht zu unterschreiten; und wenn dies doch einmal ge­
lingen sollte, könnte der Mangel durch eine Klageergänzung (c. 
1709 § 2) wahrscheinlich unschwer behoben werden. 
Wi r müssen daher fragen, welche Voraussetzungen vorliegen 
müssen, damit überhaupt eine Klage abgewiesen werden kann. Dar­
über gibt Art . 64 EPO Auskunft, der zwei rechtserhebliche Tatbe­
stände nennt. Die Klage ist abzuweisen, wenn 1) der Sachverhalt, 
auf den sich die Klage stützt, zwar richtig ist, aber nicht die Tatbe­
standsmerkmale eines Ehenichtigkeitsgrundes aufweist, und 2) wenn 
der Sachverhalt zwar die Nichtigkeit der Ehe zur Folge hätte, die 
Sachverhaltsdarstellung aber offensichtlich falsch ist. Wesentliche 
Voraussetzung für die Klageannahme ist also nach dem Gesetz und 
— wie hinzuzufügen wäre — nach der Logik die Rechtserheblich­
keit des Sachverhaltes und die Wahrhaftigkeit der Sachverhaltsdar­
stellung. Wenn die Richter schon von vornherein erkennen, daß 
eine dieser beiden Voraussetzungen fehlt, werden sie die Klage 
niemals annehmen. Wenn sie jedoch diese wesentlichen Voraus­
setzungen für die Klageannahme irrtümlich für gegeben erachten 
und deshalb die Klage annehmen, dann muß dieser Irrtum als we­
sentlich angesehen werden. Wesentlicher Irrtum liegt vor, wenn 
bei richtiger Erkenntnis ein Rechtsakt überhaupt nicht oder völlig 
anders gesetzt worden wäre. Auf unser Problem übertragen: Wenn 
die Richter nachträglich, ζ. B. nach der Parteienvernehmung, erken­
nen, daß sie die Klage eigentlich hätten abweisen müssen, weil der 
Sachverhalt nicht rechtserheblich oder die Sachverhaltsdarstellung 
der Klageschrift in ihrem entscheidenden Inhal t 4 3 offenkundig falsch 
ist, dann steht fest, daß sie bei der Klageannahme wesentlich ge­
irrt haben, womit der Tatbestand von c. 104 erfüllt ist. 
4 3 Diese Einschränkung scheint deshalb notwendig zu sein, weil natürlich 
nur ein Irrtum wesentlich sein kann, der sich auf jene Angaben bezieht, die 
direkt einen Verdacht auf Ungültigkeit der Ehe nahelegen. Damit scheiden alle 
unwesentlichen Details aus, wie etwa die Angaben über den Zeitpunkt des Ken­
nenlernens. Solche Umstände spielen bei der Klageannahme keine Rolle und 
können daher auch nicht dazu führen, daß ein Irrtum darüber als wesentlich zu 
qualifizieren ist. 
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Soweit die Theorie. In der Praxis freilich wird es nicht immer 
leicht sein, von einem wesentlichen Irrtum zu sprechen. 
Die erste in Art . 64 EPO genannte Voraussetzung für die Kla­
geannahme ist die Rechtserheblichkeit des Sachverhaltes. Wenn 
schon in der Klageschrift steht, daß etwa ein Vorbehalt (c. 1086 
§ 2) erst nach der Eheschließung gesetzt worden ist, wird die Klage 
selbstverständlich abgewiesen4 4. Was ist aber, wenn in der Klage­
schrift nur ganz allgemein von einem Vorbehalt die Rede ist, und 
die Richter die Vorehelichkeit vermuten? Sie nehmen daher die 
Klage an; aber die Parteienvernehmung ergibt, daß der Willensakt 
erst nach der Eheschließung gesetzt worden ist. Die Klageannahme 
erfolgte zweifellos aufgrund eines Irrtums, der sich auf das Wesen 
des Sachvorbringens bezieht. Liegt aber ein wesentlicher Irrtum im 
Sinne von c. 104 vor? 
Die Antwort auf diese Frage hängt davon ab, was mit dem 
„factum, quo accusatio nititur" (Art. 64 EPO) gemeint ist. Ist dar­
unter der Sachverhalt zu verstehen, wie er in der Klage dargestellt 
wird, auf den sich also die Klage faktisch stützt, dann muß zuge­
standen werden, daß die Behauptung eines Vorbehaltes an sich 
rechtserheblich ist; die Richter befanden sich zwar hinsichtlich des 
objektiven Sachverhaltes im Irrtum, nicht aber hinsichtlich jenes 
Sachverhaltes, auf den sich die Klage stützt. Die Sachverhaltsdar­
stellung war richtig, wenn auch unpräzise. Man könnte sich auf den 
Standpunkt stellen, daß die Richter vor Annahme der Klage eine 
Präzisierung hät ten verlangen können. 
Versteht man jedoch unter „factum" den objektiven Sachver­
halt, dann muß man sagen, daß dieser im angenommenen Fall keine 
Ehenichtigkeit begründet; die Richter befanden sich diesbezüglich 
in einem wesentlichen Irrtum. Der Gedanke, daß mit „factum" der 
objektive Sachverhalt gemeint ist, ist naheliegend. Allerdings 
kommt man mit dieser Auffassung in Schwierigkeiten mit der Be­
deutung von „factum", die Art . 64 EPO bei der Umschreibung des 
zweiten Tatbestandes diesem Begriff zugrundelegt. Denn hier meint 
„factum" ganz offensichtlich jenen Sachverhalt, wie er in der Kla­
geschrift dargelegt wird: Eine Klage ist abzuweisen, wenn der Sach­
verhalt zwar auf das Vorliegen eines Ehenichtigkeitsgrundes hin­
weist, die Sachverhaltsdarstellung aber offenkundig falsch ist. Ist 
aber die Sachverhaltsdarstellung falsch, gibt es auch keinen objek­
t iv eheirritierenden Sachverhalt. Wenn diese Norm trotzdem von 
4 4 Wird die Klage doch angenommen, kann man natürlich auch nachträglich 
nicht von einem Irrtum sprechen. 
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einem rechtserheblichen Sachverhalt spricht, kann damit nur der in 
der Klage dargelegte Sachverhalt gemeint sein. 
Wenn man nun davon ausgeht, daß ein Begriff, der in dersel­
ben Norm öfter gebraucht wird, jeweils im selben Sinn verwendet 
wird, muß man wohl auch das „factum" in der ersten Tatbestancs-
umschreibung als jenen Sachverhalt verstehen, der in der Klage­
schrift aufscheint. Daß es aber darüber einen wesentlichen Irrtum 
geben kann, ist nur sehr schwer vorstellbar. Wenn daher die Klage­
schrift wahrheitsgemäß, aber sehr allgemein und unpräzise von 
einem Vorbehalt spricht, kann ihre Annahme zwar auf einem Irr­
tum über den objektiven Sachverhalt beruhen; dieser Irrtum be­
zieht sich aber nicht auf eine wesentliche Voraussetzung für die 
Klageannahme und ist daher kein wesentlicher Irrtum. Der Annah­
mebeschluß ist daher gültig und kann nicht unter Berufung auf 
c. 104 für nichtig erklärt werden. 
Der zweite in Art . 64 EPO genannte Tatbestand stellt aber nicht 
auf den Sachverhalt, sondern auf die Sachverhaltsdarstellung ab; 
wenn diese offenkundig falsch ist, ist die Klage abzuweisen. Daß 
aber die Angaben der Klageschrift falsch sind, kann der Richter in 
aller Regel erst nachträglich feststellen. Denn wie soll aus der Kla­
geschrift allein eine Wahrheitswidrigkeit erkannt werden? Dies 
ist nur möglich, wenn der Klage Dokumente beiliegen, die die Kla­
gebehauptung widerlegen 4 5 , oder wenn vielleicht dieselbe Ehe 
schon einmal Gegenstand eines Prozesses war, sodaß man die 
früheren Aussagen mit den jetzigen Angaben vergleichen kann 4 e. 
Das kommt aber in der Praxis nur selten vor. Normalerweise ist 
eine wahrheitswidrige Sachverhaltsdarstellung für die Richter nicht 
4 5 Denkbar wäre, daß der Klageschrift, die einen vorehelichen Vorbehalt 
gegen die Treuepflicht behauptet, Briefe beigeschlossen werden, aus denen das 
Gegenteil hervorgeht. Die Sachverhaltsdarstellung der Klageschrift könnte in 
diesem Fall als offenkundig falsch erkannt werden, sodaß sie abgewiesen würde. 
4 6 Wenn etwa im ersten Prozeß behauptet wurde, die Frau habe ihren 
Eltern die Zustimmung zur Heirat abringen müssen, und sie habe diese nur erhal­
ten, nachdem sie den Eltern versprochen hat, aus dieser Ehe kein Kind zu emp­
fangen, während in der zweiten Klage behauptet wird, sie sei von den Eltern 
zur Ehe gezwungen worden, dann ist diese Sachverhaltsdarstellung offenkundig 
falsch, und die Klage daher a limine abzuweisen. Zwar wäre theoretisch denkbar, 
daß die erste Behauptung falsch und die zweite richtig ist. Das Gericht hat 
aber die beeideten Parteien- und Zeugenaussagen grundsätzlich solange für 
wahr zu halten, bis das Gegenteil bewiesen ist. Solch ein Gegenbeweis ist aber 
im angenommenen Fall nicht möglich, da, auch wenn die Unrichtigkeit der frü­
heren Angaben hypothetisch unterstellt wird, die Zweifel an der Wahrhaftig­
keit bereits so erheblich sind, daß sie kaum noch ausgeräumt werden können, 
sodaß die spätere Behauptung unbewiesen bleibt. 
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von vornherein erkennbar. Die Frage ist nun, ob man von einem 
wesentlichen Irrtum bei der Klageannahme sprechen kann, wenn 
die Richter erst aufgrund der Parteienvernehmung feststellen, daß 
die wesentlichen Angaben der Klageschrift offenkundig falsch 
sind 4 1 . 
Art . 64 EPO sagt in diesem Zusammenhang, daß die Klage ab­
zuweisen ist, wenn „assertionis vero falsitas sit in aperto". 
Man könnte sich auf den Standpunkt stellen, daß eine Behaup­
tung dann als „in aperto" falsch zu werten sei, wenn die Falschheit 
gewissermaßen schon auf den ersten Blick erkennbar ist. Dann wäre 
die Tatsache der Klageannahme ein Beweis, daß die Angaben nicht 
„in aperto" falsch, sondern eben nur schlicht falsch waren; sonst 
wäre die Klage ja abgewiesen worden. Die Richter hät ten in die­
sem Fall zwar bei der Klageannahme geirrt, aber nur hinsichtlich 
der Tatsache, nicht hinsichtlich der Offenkundigkeit der Falschheit. 
Da die Offenkundigkeit wesentliche Voraussetzung für eine Klage­
abweisung ist, wäre ein Irrtum, der sich nicht auf dieses Tatbe­
standsmerkmal bezieht, kein wesentlicher Irrtum. 
Man kann allerdings auch der Meinung sein, daß das „in aper­
to" lediglich verhindern soll, daß Klagen schon auf Verdacht hin 
abgewiesen werden. Dann würde diese Norm besagen, daß eine 
Klage nur dann abgewiesen werden kann, wenn die Wahrheits­
widrigkeit objektiv offenkundig ist, sodaß sie auf keine Weise 
aus der Welt geschafft werden kann. In diesem Fall käme es nicht 
auf die subjektive Erkenntnis des Richters, sondern auf die objek­
t iv feststehende Tatsache der Offenkundigkeit an. Diese Tatsache 
existiert auch dann, wenn sie von den Richtern nicht sofort, son­
dern erst nachträglich erkannt wird. Wenn daher die Richter erst 
aufgrund der Parteienvernehmung erkennen, daß die wesentlichen 
Behauptungen der Klageschrift offenkundig falsch sind, dann heißt 
das doch, daß sie beim Annahmebeschluß wesentlich geirrt haben. 
Der Tatbestand von c. 104 wäre damit erfüllt. 
Welche Auffassung ist nun richtig? Wenn man dem Gesetz 
nicht unterstellen wi l l , daß es den begünstigen w i l l , der die Wahr­
heit möglichst geschickt und möglichst lange zu verschleiern ver­
steht, muß man wohl die zweite Interpretation für die vernünftigere 
4 7 Zur Klarstellung ist zu betonen, daß in diesem Zusammenhang lediglich 
w a h r h e i t s w i d r i g e Angaben interessieren. Damit scheiden alle Irrtümer 
aus, die daraus entstehen, daß in der Klageschrift etwas unpräzise bzw. unvoll­
ständig dargestellt oder etwas verschwiegen wurde. 
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halten 4 8 . Man kann aber mit guten Gründen auch anderer Meinung 
sein. 
Klar dürfte aber sein, daß die Nichtigkeit des Beschlusses über 
die Klageannahme ohnedies nur höchst selten ausgesprochen wer­
den könnte. Meist wird auch nach den Parteienaussagen irgendein 
fumus iuris vorhanden sein, sodaß der Rückgriff auf c. 104 für die 
Praxis nicht allzuviel hergeben dürf te 4 9 . 
5. Prozeßbeendigung durch Zwischenurteil 
Eine vorzeitige Erledigung aussichtsloser Verfahren durch Zwi­
schenurteil wurde ebenfalls bereits von der ÖGK 1954 kurz disku­
tiert; man hat den Gedanken aber nicht weiter verfolgt, weil man 
keine Möglichkeit sah, zu einem Zwischenkläger zu kommen 5 0 . Die 
Frage nach einem möglichen Antragsteller scheint aber das ge­
ringste Problem zu sein, da ein Zwischenstreit auch vom Ehebands-
verteidiger ausgelöst werden kann (c. 1837, Art . 187 EPO); dieser 
muß ja schon aufgrund seiner amtlichen Funktion jedes Interesse 
haben, ein Ehenichtigkeitsurteil mit allen gesetzlichen Mitteln zu 
verhindern. Tatsächlich hat der Wiener Bandanwalt erst in jüngster 
Zeit einen derartigen Antrag gestellt, der freilich vom Kläger mit 
einer Klagerückziehung beantwortet wurde, sodaß es zu keinem 
Zwischenverfahren gekommen is t 5 1 . 
Vie l schwieriger ist jedoch die Frage zu klären, auf welchen 
Rechtsgrund sich eine solche Zwischenklage stützen könnte. Daß 
nämlich der Prozeß aussichtslos ist, kann ja nur der tatsächliche 
Anlaß für eine Zwischenklage sein, der für sich allein nicht genügt; 
4 8 Selbstverständlich muß aber, ehe man c. 104 anwendet, die Tatsache des 
Irrtums einwandfrei feststehen. Man kann nicht schon deshalb eine Sachverhalts­
darstellung für offenkundig falsch halten, weil eine Partei leugnet oder über­
haupt nicht erscheint, oder weil die Aussagen unklar sind. Wenn die Klagebe­
hauptung bloß wahrscheinlich falsch ist, muß dies eben im Verfahren geprüft 
werden. Von einer irrtümlichen Klageannahme kann in diesem Fall nicht ge­
sprochen werden. 
4 9 Der Ausweg, eine Klage nur bedingt anzunehmen und die endgültige 
Entscheidung über die Klageannahme vom Ergebnis der Parteienvernehmung ab­
hängig zu machen, scheint nicht zielführend zu sein, da diese Vorgangsweise 
nicht vom Gesetz gedeckt ist. Denn c. 1709 § 1 (Art. 61 EPO) enthält einen klaren 
Imperativ, der nur die Alternative zuläßt: annehmen oder abweisen. Tertium 
non datur. Eine bedingte Klageannahme wäre wohl ein Tertium. 
5 0 ÖGK 11. 10. 1954, TOP VII . 
5 1 Akt 5544, Antrag v. 14. 4. 1978. 
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notwendig ist vielmehr, daß sich der Antrag auf eine Rechtsnorm 
berufen kann. 
Um eine solche zu finden, ist zunächst festzustellen, daß ein 
Prozeß aus verschiedenen Gründen aussichtslos sein kann. Einmal 
deshalb, weil der von den Parteien mitgeteilte Sachverhalt ein affir­
matives Urteil ausschließt; dann aber auch deshalb, weil der an sich 
vielleicht erhebliche Sachverhalt — zumindest momentan — nicht 
beweisbar ist. Die Parteien werden ja bei der Vernehmung auch 
gefragt, welche Zeugen welche Tatsachen bestätigen können. Stellt 
sich nun heraus, daß die Zeugenaussagen weder für den direkten 
noch für den indirekten Beweis des Klagegrundes 5 2 erheblich sein 
werden, bedeutet dies, daß der Kläger der ihm obliegenden Beweis­
last (c. 1748 § 1, Art . 94 EPO) nicht nachkommen kann 5 3 . Dasselbe 
gilt, wenn die brauchbaren Beweise nur von der Gegenpartei ange­
boten werden könnten, die sich aber am Verfahren nicht beteiligen 
w i l l . 
In diesen Fällen müßte doch der Bandanwalt den Antrag stel­
len können, das Gericht möge in einem Zwischenverfahren 5 4 fest­
stellen, daß die klagende Partei nicht in der Lage ist, ihr Vorbrin­
gen zu beweisen. Stellt sich im Zuge des Zwischenverfahrens her­
aus, daß ein Beweis vielleicht doch möglich w ä r e 5 5 , dann ist die 
Zwischenklage naturgemäß abzuweisen. Kann jedoch das Beweis­
angebot nicht entscheidend verbessert werden, müßte das Gericht 
in einem Zwischendekret oder -urteil feststellen, daß die Klagebe­
hauptung (zur Zeit) nicht beweisbar ist. Dieses Zwischenurteil hätte 
die Wirkung eines Endurteils. Denn die Frage nach der Beweisbar­
keit einer Sache geht jener nach dem Bewiesensein logisch voraus. 
Die Feststellung, die Nichtigkeit der Ehe sei nicht beweisbar, inklu-
diert daher die andere Feststellung, daß nämlich die Nichtigkeit auch 
5 2 Zum direkten und indirekten Beweis vgl. P. W i r t h, Der Zeugenbeweis 
im kanonischen Recht, Paderborn 1961, 45. 
5 3 Wenn hier nur vom Zeugenbeweis gesprochen wird, ist dies eine ver­
kürzte Redeweise, die jedoch insoferne gerechtfertigt ist, als ein kirchliches 
Ehenichtigkeitsverfahren erfahrungsgemäß nicht ohne Zeugen auskommt. Selbst­
verständlich kennt das kanonische Prozeßrecht auch andere Beweismittel, wie 
etwa Dokumente, Gutachten usw. Wenn aber solche vorliegen oder angeboten 
werden können, ist das Verfahren ohnedies nicht wegen eines Beweisnotstandes 
aussichtslos, sodaß sich das von uns zu behandelnde Problem gar nicht stellt. 
5 4 Zum Zwischenstreitverfahren vgl. G e r i n g e r , Verteidigungsrecht (FN 
28) 92—97. 
5 5 Denkbar wäre, daß neue Zeugen genannt werden, oder daß die ursprüng­
liche Parteienaussage über das Wissen der Zeugen modifiziert wird. Unter Um­
ständen hat sich auch die Gegenpartei inzwischen entschlossen, am Verfahren 
teilzunehmen. 
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tatsächlich nicht bewiesen sei, und daß mithin die Nichtigkeit der 
Ehe nicht feststehe. Auch wenn dies nicht ausdrücklich vermerkt 
wird, nimmt solch ein Zwischenurteil das Endurteil in der Haupt­
sache vorweg. Dies hat zwei Konsequenzen: Einerseits ist mit die­
sem Zwischenurteil auch das Hauptverfahren beendet, da es ein 
Endurteil ohne Beweise nicht geben kann; andererseits steht den 
Parteien das Rechtsmittel der Berufung zur Verfügung (c. 1880, 6°; 
Art . 214 § 1 EPO). 
Da es sich aber nicht um ein End-, sondern bloß um ein Zwi­
schenurteil handelt, kann das Hauptverfahren jederzeit wieder auf­
genommen werden (c. 1841, Art . 195 EPO), wenn später Beweis­
mittel entdeckt werden, die das Beweisangebot deutlich verbes­
sern. Der Vorteil des Zwischenurteils liegt also nicht nur auf seiten 
des Gerichtes, das sich unnötige Beweiserhebungen erspart, die 
schließlich ein negatives Urteil doch nicht verhindern könnten, son­
dern auch auf seiten der Parteien, weil ihnen, wenn kein negatives 
Endurteil gefällt wird, die Instanz erhalten bleibt. 
6. Negatives Endurteil ohne Beweiserhebung 
Der zweite Grund für die Aussichtslosigkeit eines Verfahrens 
liegt darin, daß der in den Parteienaussagen zutage tretende Sach­
verhalt deutlich macht, daß ein Ehenichtigkeitsgrund gar nicht vor­
liegt, so daß ein solcher auch von noch so guten Zeugen nicht be­
wiesen werden könnte. Dies wäre etwa der Fall, wenn sich heraus­
stellt, daß der in der Klage behauptete Vorbehalt gar nicht oder 
erst nach der Eheschließung gesetzt worden is t 5 6 . Bei dieser Sach­
lage besteht kein Bedürfnis, den Parteien unter allen Umständen 
die Instanz erhalten zu wollen. Auch könnte man nicht darauf ab­
stellen, daß die Parteien ihr Vorbringen nicht beweisen können . 
Denn was sie sagen, könnte ja vielleicht bewiesen werden; nur 
wäre dies eben kein Beweis für die Nichtigkeit der Ehe. Die Erhe­
bung solcher Beweise wäre aber ebenfalls sinnlos. 
Deshalb hat der Wiener Ehebandsverteidiger schon im Jahre 
1944 einmal nach der Parteienvernehmung beantragt, das Gericht 
solle, wenn die Klage nicht zurückgezogen wird, sofort zur Urteilis-
fällung schreiten 5 7. In jüngster Zeit hat ein Untersuchungsrichter 
5 6 Vgl. die Beispiele unter Punkt 4, wo von c. 104 gesprochen wird. 
5 7 Akt 3704, Antrag v. 26. 10. 1944, Rückziehung v. 19. 3. 1945. 
40 
einen ähnlichen Antrag an das Kollegium gerichtet 8 8. In beiden Fäl­
len wurde die Klage zurückgezogen, sodaß die Anträge gegen­
standslos wurden. 
Zu prüfen ist aber, ob die Fällung des Endurteils sofort nach 
der Parteienvernehmung, ohne sonstige Beweiserhebung, rechtlich 
überhaupt möglich ist. 
Unbestritten ist, daß ein Urteil nur auf Beweisen aufbauen 
kann. Doch in dem von uns angenommenen Fall ist der Beweis, 
der einen negativen Spruch zwingend zur Folge haben muß, bereits 
durch die Parteienaussagen erbracht worden. Zwar sagt Art . 117 
EPO, daß die Parteienaussagen allein keinen Beweis schaffen. Zu 
beachten ist aber, daß hier nur von einem Beweis „contra valorem 
matrimonii" gesprochen wird. Daß die Parteien auch für die Gültig­
keit der Ehe keinen Beweis erbringen können, wird nicht gesagt. 
Mit der Möglichkeit, daß beide Parteien zugunsten des Ehebandes 
aussagen, rechnet die EPO überhaupt nicht 5 9 , sodaß wir das allge­
meine Prozeßrecht zu Rate ziehen müssen. 
Nun sagt aber c. 1747, 3°, daß jene Tatsachen nicht beweisbe­
dürftig sind, die von einer Partei behauptet und von der anderen 
als richtig zugegeben werden 6 0 , es sei denn, das Gesetz oder der 
Richter verlangen trotz der übereinstimmenden Aussagen doch noch 
zusätzlichen Beweis. Letzteres ist der Fall, wenn sich die Parteien­
aussagen gegen das Eheband richten; hier verlangt das Gesetz Be­
weise (Art. 117 EPO). Im gegenteiligen Fall aber verlangt es keinen 
Beweis; es vermutet vielmehr selbst die Gültigkeit der Ehe (c. 1014). 
Die Parteienaussage bestätigt also diese Rechtsvermutung sogar 
noch, und beide Beweismittel zusammen rechtfertigen bereits ein 
negatives Urteil, ohne daß es weiterer Beweise bedürfte. 
Da jedoch in diesem Stadium des Verfahrens die Beweisan­
träge der Parteien bereits vorliegen, erhebt sich die Frage, ob diese 
durch förmlichen Gerichtsbeschluß abgelehnt werden müssen, oder 
ob sofort Akteneinsicht gewährt und dann das Decretum conclu­
sions erlassen werden kann. 
5 8 Der in FN 51 erwähnte Antrag des Bandanwaltes war ein Alternativ­
antrag zu dem des Untersuchungsrichters, der den Zweck hatte, die Instanz zu 
erhalten. 
5 9 Deutlich zeigt sich dies, wenn Art. 93 EPO aus c. 1747 nur nn. 1 und 2, 
nicht aber n. 3 übernimmt. 
6 0 In unserem Zusammenhang kann davon abgesehen werden, daß der 
eigentliche Klagegegner in aller Regel nur der Ehebandsverteidiger ist, da dieser 
schon vom Amts wegen alles zuzugeben hat, was für die Gültigkeit der Ehe 
spricht. 
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Ein förmliches Ablehnungsdekret schadet jedenfalls nicht; der 
dadurch entstehende Zeitverlust fällt nicht ins Gewicht. Anträge 
auf Zeugenvernehmungen könnten unter Berufung auf c. 1762 und 
Art . 123 § 2 EPO abgelehnt werden; denn wenn nichts mehr zu be­
weisen ist, ist jeder einzelne Zeuge eine „nimia multitude*". Die 
Bestellung von Sachverständigen kann nach c. 1792 als nicht erfor­
derlich abgelehnt werden. Wurde ein Urkundenbeweis beantragt, 
kann im Sinne von c. 1812 festgestellt werden, daß Dokumente nur 
einzuholen sind, wenn sie Beweiszwecken dienen; wenn aber nichts 
mehr zu beweisen ist, sind auch Urkunden überflüssig. Gegen das 
Ablehnungsdekret des Untersuchungsrichters können die Parteien 
zwar Rekurs an den Senat einlegen, wodurch ein Zwischenstreit 
ausgelöst würde (Art. 188 § 2 EPO); dieser kann aber zusammen 
mit dem Hauptstreit entschieden werden (Art. 194 EPO). 
Notwendig scheint aber ein eigenes Ablehnungsdekret nicht 
zu sein. Denn daß unmittelbar nach der Parteienvernehmung Akten­
einsicht gewährt wird, ist vom Gesetz nicht verboten. Und zur Ver­
fügung des darauffolgenden Aktenschlusses ist der Richter berech­
tigt, wenn er die causa für satis instrueta hält (c. 1860 § 2, Art . 177 
§ 1 EPO), was ja im angenommenen Fall vorausgesetzt wird. Nach 
der discussio kann schließlich ein non-constare-Urteil gefällt wer­
den, das damit zu begründen wäre, daß aufgrund der Parteienaus­
sage die Rechtsvermutung des c. 1014 bestätigt wird. 
Schiaß 
Abschließend sei ausdrücklich betont, daß es in dieser Unter­
suchung nicht darum gegangen ist, nach Wegen zu suchen, die eine 
Verfahrenseinstellung um jeden Preis ermöglichen sollen. Es ging 
uns ausschließlich um solche Prozesse, deren Aussichtslosigkeit evi­
dent ist. Wenn auch nur eine geringe Chance besteht, daß das Kla­
geziel doch erreicht werden kann, wäre eine vorzeitige Beendigung 
des Verfahrens — in welcher Form auch immer sie vorgenommen 
würde — eine Rechtsverweigerung. 
Für die Praxis dürfte es sich wahrscheinlich empfehlen, zunächst 
den Versuch zu unternehmen, die Parteien zur Klagerückziehung 
zu bewegen. Ist dies nicht zweckmäßig oder scheitert der Versuch, 
kann — je nach dem Grund der Aussichtslosigkeit — entweder 
durch Zwischenurteil festgestellt werden, daß die Klagebehauptung 
wenigstens zur Zeit nicht beweisbar ist, oder es wi rd schon nach 
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der Parteienvernehmung8 1 festgestellt, daß der Prozeß genügend 
instruiert sei, und schließlich das Endurteil gefäl l t 6 2 . 
Diese Methoden scheinen in rechtlicher Hinsicht völlig unbe­
denklich und durchaus praktikabel zu sein. Und insoferne durch die 
vorzeitige Beendigung aussichtsloser Verfahren die Gerichte ent­
lastet werden, können auch die anderen Prozesse besser, gründ­
licher und in kürzerer Zeit geführt werden. Was vielleicht vorder­
gründig zunächst als Beschneidung subjektiver Rechte beargwöhnt 
werden könnte, erwiese sich letztlich in Wahrheit als ein Dienst 
an der Gerechtigkeit. 
6 1 Dieselbe Vorgangs-weise ist, wenn die sachlichen Voraussetzungen vor­
liegen, natürlich auch in einem späteren Prozeßstadium möglich, etwa nach Ver­
nehmung der Hauptzeugen oder nach Einholung von Gutachten. 
6 2 Da diese Vorgangsweisen alle möglichen Fälle von Aussichtslosigkeit 
erfassen, kann auf c. 104 verzichtet werden. 
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